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Einfache Anfrage betreffend «Will der Stadtrat die Altstadt dem Autoverkehr  

opfern?» der Gemeinderäte Michael Pöll, Anita Bernhard-Ott und Roman Fischer 

Beantwortung 

Herr Präsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

An der Gemeinderatssitzung vom 28. April 2021 reichten die Gemeinderäte Michael Pöll, 

Anita Bernhard-Ott und Roman Fischer eine Einfache Anfrage an den Stadtrat nach Art. 45 

des Geschäftsreglements für den Gemeinderat ein. 

 

Der Stadtrat beantwortet die Einfache Anfrage wie folgt: 

 

Ausgangslage 

Der Stadtrat hat nach einer Versuchsphase im Frühling 2015 die Begegnungszone «Altstadt» 

mit Teilen der Zürcherstrasse und Freie-Strasse sowie der Kirchgasse und der Mittelgasse de-

finitiv eingeführt. Mit der Einführung der Begegnungszone wurde auch das Fahrverbot in der 

Zürcherstrasse neu geregelt. So galt vor der Einführung ein Regime, bei welchem die Zufahrt 

Montag bis Samstag zwischen 06.00 bis 13.00 Uhr gestattet war. Aktuell gilt ein Fahrverbot 

am Wochenende, an den Werktagen sind Zufahrten zwischen 6.00 bis 19.00 Uhr möglich. 

Mit der Einführung der Begegnungszone konnte aus Sicht des Stadtrates die allgemeine At-

traktivität der Altstadt und im Besonderen das Verweilen erhöht werden. 

Die Altstadt sowie deren Peripherie hat vielen Ansprüchen zu dienen. Der Stadtrat versteht 

unter dem Begriff «Altstadt» die Zürcherstrasse (Pflästerung), die Freie-Strasse, den Bank-

platz, sowie die Bank-, Kirch- und Mittelgasse. 

Die öffentlichen Räume sollen gleichzeitig ein Begegnungsort sein, trotzdem dem Gewerbe, 

dem Einkaufen, dem Wohnen, der Unterhaltung und vielem mehr dienen. Entsprechend 

können durch die gegenteiligen Interessen Spannungen auftreten.  
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Beantwortung der einzelnen Fragen: 

1. Warum wurden bei der Umsetzung des neuen Verkehrsregimes an der Grabenstrasse die 

Interessen der Anwohnenden nicht berücksichtigt und das ursprünglich geplante Verkehrsre-

gime nicht umgesetzt? 

Mit der Projekterarbeitung für die Sanierung der Grabenstrasse wurde, wie üblich bei Stras-

sensanierungen, die bestehende Signalisation überprüft. Neben der Öffnung der bestehen-

den Einbahnstrasse für Fahrräder wurde auch die Fahrbeschränkung der Grabenstrasse hin-

terfragt. Gegen das Fahrverbot mit Zubringerdienst wurde des Öfteren verstossen und dies 

konnte von der Kantonspolizei aufgrund der unklaren Signalisation kaum geahndet werden.  

Um diesem Missstand zu begegnen, wurden andere Lösungen gesucht. Bei der Erörterung 

der Möglichkeiten wurden auch Anwohnende einbezogen. Eine dabei diskutierte Variante 

war ein Nachtfahrverbot. Der Stadtrat geht davon aus, dass diese Variante der Signalisation 

von den Fragenden mit «das ursprünglich geplante Verkehrsregime» bezeichnet wurde. Die-

ses wurde von der Bewilligungsinstanz, dem kantonalen Tiefbauamt, aus präjudizialen Grün-

den abschlägig beurteilt. Dies wurde den Anwohnenden zuerst mündlich und zu einem spä-

teren Zeitpunkt auch schriftlich begründet mitgeteilt.  

Die heutige Lösung wurde gemäss den gesetzlichen Vorgaben während zweimal 20 Tagen 

öffentlich aufgelegt (Einwendungsverfahren und öffentliche Auflage). Einsprachen sind keine 

eingegangen. 

Fakt ist, dass die heutige Lösung klarer und eindeutiger ist und Verstösse von der Polizei bes-

ser geahndet werden können. 

 

2. Warum wurde die Umgestaltung der Grabenstrasse nicht dafür genutzt, die Begegnungs-

zone in Richtung Passage zu erweitern und damit eine erste logische Verbindung zwischen 

der Altstadt und der später einmal umgenutzten Stadtkaserne zu schaffen? 

Vor der Strassenraumumgestaltung der Grabenstrasse galt grundsätzlich eine Höchstge-

schwindigkeit von 50 km/h. Bereits in der Planungsphase bestand die Absicht, im Gebiet rund 

um den Bahnhof eine beruhigte Zone einzuführen. Die Umgestaltung nahm mit dem Bau, 

der Signalisation und der neuen Veloführung in beiden Richtungen darauf entsprechend 

Rücksicht. Der Stadtrat beschloss im ganzen Gebiet ein einheitliches Regime einzuführen. 

Eine Begegnungszone mit Vortrittsrecht der Fussgänger auf dem Bahnhofplatz erwies sich als 

nicht praxistauglich und folglich wurde im ganzen Gebiet Tempo-30 eingeführt.  
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3. Was gedenkt der Stadtrat zu unternehmen, um das Zufahrtsverbot in die Begegnungszone 

an den Wochenenden durchzusetzen? 

Seit dem 30. April 2021 werden jedes Wochenende durch die Securitas zwei Absperrgitter 

mit Fahrverbotstafeln in den Fahrbereich vor der katholischen Kirche gestellt. Diese Zwischen-

lösung wird bis auf Weiteres beibehalten.  

 

4. Welche Gründe sprechen dagegen, nach den heutigen Erfahrungen nicht doch mit einer 

automatisierten Schranke oder einem Poller die Einfahrt in die Begegnungszone zu regulie-

ren? 

Aktuell laufen die Auswertungen der Befragungen zur Freie-Strasse durch das Amt für Kom-

munikation und Wirtschaftsförderung. Diese und allenfalls weitere Mitwirkungen haben u.a. 

zum Ziel, die Anforderungen an den öffentlichen Raum der Freie-Strasse zu kennen. Zudem 

läuft aktuell die Erarbeitung des Gesamtbilds «Siedlung, Verkehr und Freiraum», aus wel-

chem gegebenenfalls weitere Informationen zu erwarten sind. Die Erkenntnisse aus den bei-

den Instrumenten bilden die Grundlage für das Projekt zur baulichen Umgestaltung des öf-

fentlichen Raumes. Der Stadtrat erwartet, dass die Rückmeldungen nicht nur auf die Freie-

Strasse selber Auswirkungen haben werden, sondern auch auf die Gestaltung des Bankplat-

zes und die Zürcherstrasse. Eine Neugestaltung des Bankplatzes z.B. als Platz wird auch Ein-

fluss auf den baulichen Zugang in die Zürcherstrasse haben. Mit dem konkreten Bauprojekt 

kann eine Behinderung der Zufahrt in die Zürcherstrasse geprüft werden. Dies würde zum 

heutigen Zeitpunkt allerdings eine Insellösung im öffentlichen Raum darstellen.  

 

5. Erachtet es der Stadtrat als sinnvoller, für die Durchsetzung des Durchfahrtverbotes die 

Dienste der Kantonspolizei in Anspruch zu nehmen? 

In Ergänzung zur Frage 3: Ja. Sollte trotz der Absperrungen weiterhin gegen das Fahrverbot 

verstossen werden, so wird die Stadtverwaltung wie bis anhin der Kantonspolizei entspre-

chende Hinweise geben. 

 

6. Welche städtischen Stellen sind für temporäre Verkehrsumleitungen und Beschilderungen 

verantwortlich? 

Das Departement Bau und Verkehr vertreten durch den Werkhof. 
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7. Gibt es für wiederkehrende Anlässe wie den Warenmarkt ein schlüssiges Signalisations-

konzept, das die Anliegen aller Verkehrsteilnehmenden berücksichtigt und auch unerwünsch-

te Nebeneffekte durch Navigationssysteme einbezieht? 

Ein Verkehrskonzept kann nie jegliche Verstösse gegen eine Verkehrsanordnung zum Vorne-

herein ausschliessen. Es gibt für wiederkehrende Anlässe ein Signalisationskonzept. Dieses 

wird nach jedem Anlass bezüglich möglicher Optimierungen beurteilt. Neue Erkenntnisse 

werden laufend eingearbeitet. Leider ist der Einfluss des Stadtrates auf Navigationssysteme 

und dessen Programmierung gering. 

 

8. Gedenkt der Stadtrat, sich bei den Anwohnenden in der Freiestrasse und in der Begeg-

nungszone für die unhaltbaren Zustände während dem Marktwochenende zu entschuldigen? 

Der Stadtrat kann den Unmut über sich nicht konform verhaltende Automobilisten nachvoll-

ziehen. Er sieht sich aber nicht in der Pflicht, sich für das Fehlverhalten von anderen entschul-

digen zu müssen. 

 

Frauenfeld, 6. Juli 2021 

 NAMENS DES STADTRATES FRAUENFELD 

 Der Stadtpräsident Die Stadtschreiberin 

   

   

Beilage: 

- Einfache Anfrage 
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